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der Verteidigung



 des

Bundesministers der Verteidigung,

Dr. Thomas de Maizière,
anlässlich

der Vorstellung der Nachfolgeregelung zum Blankeneser und Berliner Erlass 
am 21. März 2012

im
Militärhistorischen Museum der Bundeswehr
in Dresden
Anrede,

„Die bisherige Organisation des Ministeriums hat sich als nicht klar und eindeutig herausgestellt. Vor allem die Verantwortung des Generalinspekteurs für die Gesamtaufgaben der Streitkräfte und die Verantwortung der Inspekteure für die Einsatzbereitschaft ihrer Teilstreitkräfte treten zu wenig hervor“.

Dieses Zitat stammt von Helmut Schmidt. Mit diesen Worten leitete er heute vor 42 Jahren, am 21. März 1970, den sogenannten „Blankeneser Erlass“ ein. Erstmals wurden die militärischen Führungsstrukturen in der Bundeswehr per Erlass geordnet.

Wer hatte nun mehr Macht bekommen – die Inspekteure oder der Generalinspekteur? Diese – meines Erachtens falsch formulierte – Frage stand damals für viele Betrachter innerhalb und außerhalb der Bundeswehr im Vordergrund. Den Entscheidungen des gerade ins Amt gekommenen Verteidigungsministers waren langwierige Diskussionen innerhalb und außerhalb des Ministeriums vorangegangen.

Es ist zwar richtig, dass Führung immer auch Machtausübung bedeutet. Viel mehr jedoch und in erster Linie ist Führung mit der Organisation von Verantwortung und mit persönlicher Verantwortung verbunden. Vor diesem Hintergrund gesehen trifft die Bewertung der damaligen Presse wohl eher zu. Der SPIEGEL schrieb: „Der Minister will Generale, die für ihren Laden verantwortlich sind und die er deshalb auch für Missstände zur Verantwortung ziehen kann.“

Verantwortlichkeiten festlegen, Kompetenzen definieren, Befugnisse erteilen, Kontrolle ermöglichen – das ist nirgendwo eine leichte Aufgabe. In Deutschland war und ist es aber etwas Besonderes, die Spitzengliederung, Unterstellungsverhältnisse und Führungsorganisation im Bundesministerium der Verteidigung und der Bundeswehr zu entscheiden.

Auch vor 42 Jahren, bereits 17 Jahre nach Aufstellung der Bundeswehr, stellte es eine besondere Herausforderung dar, Führung und Verantwortung sinnvoll zu vereinen, in der militärischen Spitzenorganisation der noch jungen Bundeswehr in der noch jungen Bundesrepublik. Die Geschichte warf ihre Schatten.

Aus diesem Grund habe ich Sie für den heutigen Anlass hier in das Militärhistorische Museum in Dresden gebeten. Dieses Museum ist ein guter Ort, um drastisch den Unterschied vor Augen führen, ob Führung im Militär aus undemokratischem Machtstreben oder aus demokratisch gebundenem Verantwortungsbewusstsein heraus ausgeübt wird. In der deutschen Geschichte findet sich dazu mancher Abgrund.

Nie wieder sollte eine wie auch immer geartete militärische Führung aus Deutschland zum Nachteil anderer wirken – das war nach der moralischen Katastrophe des Nationalsozialismus und der menschlichen Tragödie des Zweiten Weltkrieges zunächst die Maßgabe der alliierten Siegermächte. Ihr Programm für Deutschland fassten sie in den berühmten „vier Ds“ zusammen: Denazifizierung, Demilitarisierung, Dezentralisierung und Demokratisierung.

Besonders die letzten beiden Prinzipien Dezentralisierung und Demokratisierung sollten über die Nachkriegsjahre hinaus bis heute unsere Staats- und Gesellschaftsordnung prägen. Dezentralisierung und Demokratisierung – das hieß im Kern, nicht zu viel Macht an einer Stelle oder in einer Person zu konzentrieren, weder funktional noch sektoral noch horizontal. Von der föderativen Grundstruktur der Bundesrepublik über die Gewaltenteilung bis hin zur strikten Trennung der Machtinstrumente im exekutiven Bereich: An keinem Punkt im neuen Staatsaufbau sollte zu viel Macht auf einmal kulminiert werden.

Die damit zwangsläufig einhergehende Orientierung auf Konsens hin brachte der politischen Kultur in unserem Land Langsamkeit, aber Stabilität, mangelnde Spektakularität, aber Zuverlässigkeit, wenig Explosivität, aber Nachhaltigkeit. In Deutschland ist Politik mehr als anderswo pfadabhängig, also geprägt von den bisher eingeschlagenen Pfaden. Das alles hat seine Vor- und Nachteile. Aber es ist so.

Die Entscheidung, im Angesicht der Koreakrise und der Bedrohung durch die Sowjetunion doch deutsche Streitkräfte aufzustellen, bedeutete für die junge parlamentarische Demokratie in Deutschland eine große Herausforderung.

Parteiübergreifend wurde im Deutschen Bundestag erheblicher Zweifel angemeldet, ob es gelingen würde, demokratische Verantwortung, dezentrale Führung und Wertschätzung für den Konsens auch in der neuen Bundeswehr durchzusetzen.

Die besondere Aufmerksamkeit der Parlamentarier galt dabei den militärischen Führungsstrukturen.

Die Gründungsväter der Bundeswehr versuchten ihrerseits, mit einem streitkräftegemeinsamen Führungs-ansatz – „Bundeswehr-Lösung genannt –Bedenken auszuräumen, die ehemals eigenmächtigen Teilstreitkräfte könnten wieder erwachen.

Der Weg bis zur Gründung unserer Bundeswehr, er war mühselig – angefangen von den ersten Protesten bis hin zu den nachträglich ins Grundgesetz eingefügten Wehrgesetzen. Mit Blick auf die Zeit damals ist manche Sorge verständlich.

Heute wissen wir: Der Versuch ist geglückt. Eine neue militärische Kultur, eine neue Kultur der Bundeswehr versöhnte scheinbar Unvereinbares miteinander. Und zwar mit Erfolg: Die Bundeswehr wird heute als einer der Garanten unserer freiheitlich demokratischen Grundordnung angesehen.

Deshalb sind heute, 42 Jahre nach dem Blankeneser Erlass, die Sorgen von früher gegenstandslos geworden. Wir brauchen nicht mehr gegen Gespensterargumente antreten. Wir müssen nicht mehr Organisationsentscheidungen aus Sorge vor Missbräuchen treffen, sondern danach, was wir heute und für die Zukunft brauchen und richtig finden.

Der Primat der Politik manifestiert die Ausrichtung der Bundeswehr auf das Gemeinwohl hin. Er verwirklicht sich in der politischen Leitung, in der politischen Führung der Streitkräfte und in der parlamentarischen Kontrolle der Streitkräfte.

Der Primat der Politik verortet die letzte politische und militärische Verantwortung für die und in der Bundeswehr klar und eindeutig nach dem Grundgesetz beim Bundesminister der Verteidigung als Ressortchef und Inhaber der Befehls- und Kommandogewalt, der wiederum Teil der Regierung und parlamentarisch kontrolliert ist.

Deshalb beschränkt sich der neugefasste Erlass auf politisch exekutive Rahmenbedingungen und überlässt die inhaltliche Ausgestaltung der Führungsstruktur der jeweiligen Organisation.

Es gehört zu den vornehmsten Pflichten in meinem Amt, den Rahmen der ministeriellen, die militärischen und zivilen Führungsstrukturen festzulegen. Dazu sind wir heute hier.

Meine Damen, meine Herren,

Verantwortung muss klar und eindeutig sein. Als Führungskräfte der Bundeswehr wissen Sie, dass es kaum einen Bereich in unserer Gesellschaft gibt, in dem das so wichtig ist wie in einer Armee.

Ein Teil der Probleme unseres Staates beruht darauf, dass Dezentralisierung damit verwechselt wird, Verantwortung zu teilen. Es ist jedoch nichts gut organisiert, wenn am Ende niemand mehr verantwortlich ist.

Klare Verantwortung in den immer unübersichtlicher gewordenen Strukturen der schnell aufgewachsenen Bundeswehr zu schaffen – diesem Ziel war auch der heute vor 42 Jahren gegebene Blankeneser Erlass verschrieben. Er definierte die Befugnisse des Generalinspekteurs und wies ihm zur Wahrnehmung seiner Aufgaben als ranghöchster Soldat Inspektions- und gewisse Weisungsrechte zu. Die Inspekteure wurden in den truppendienstlichen Befugnissen gegenüber ihrer jeweiligen Teilstreitkraft gestärkt und in die Beratung von Minister und Generalinspekteur eingebunden.

Das war 1970, mitten im Kalten Krieg, und vor allem noch im Schatten des Wiederaufbaus. Seit der Wiedervereinigung Deutschlands haben sich nicht nur die sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen, sondern auch Auftrag und Einsatzbedingungen für die Bundeswehr massiv gewandelt: Von der Armee der Einheit über den Wandel zur Armee im Einsatz bis hin zu den erheblichen Personalreduzierungen und strukturellen Veränderungen der vergangenen zwei Jahrzehnte.

Der Umfang der Bundeswehr wurde übersichtlicher. Für ihre Strukturen galt das nicht. Die Anforderungen der Auslandseinsätze konnten mit den alten Führungsstrukturen nur noch mäßig bewältigt werden.

Klare Verantwortung in der Dynamik von Einsätzen sicherzustellen – das war das Ziel des Berliner Erlasses von 2005. Die Führungsfähigkeit im Einsatz sollte verbessert werden. Einsätze als gemeinsame und internationale Herausforderung der Streitkräfte verlangen streitkräftegemeinsames und fähigkeitsorientiertes Denken.

Geordnete Führungsstrukturen im Ministerium und verbesserte Führungsfähigkeit im Einsatz – die Erlasse von Blankenese und Berlin haben für ihre Zeit ihr Ziel erreicht. Sie sind den Erfordernissen ihrer Zeit gerecht geworden.

Meine Damen und Herren,

heute stehen wir mitten in der Neuausrichtung unserer Bundeswehr.

Wir haben die gesamte Bundeswehr auf den Prüfstand gestellt und ich habe die grundlegenden Entscheidungen getroffen – vom Ministerium angefangen über alle Bereiche der Wehrverwaltung bis zu jedem einzelnen Verband der Truppe.

Unser Anspruch in der Leitung des Ministeriums ist es, alle Teile der Bundeswehr auf ein gemeinsames Ziel hin auszurichten und zu gliedern:

Eine leistungsfähige Bundeswehr,

· die der Politik im Bedarfsfall ein breites Spektrum an Fähigkeiten und damit Handlungsoptionen bietet,

· die sich durch einsatzorientierte und effiziente Strukturen und Verfahren auszeichnet,

· die nachhaltig finanziert und ausgerüstet ist,

· die eine demographiefeste und ausgewogene Personalstruktur vorweisen kann,

· und die als Freiwilligenarmee fest in der Gesellschaft verankert ist.

Dieses Ziel können wir nur im Ganzen erreichen – mit allen Bereichen unserer Bundeswehr, sei es das Ministerium, die Wehrverwaltung oder seien es die Streitkräfte.

Dieses Ziel können wir nur gemeinsam erreichen – mit allen Angehörigen unserer Bundeswehr, ob Zivilist oder Soldat, ob Minister, Staatssekretär oder Schreibkraft, ob General oder Rekrut, ob Soldat oder Zivilist.

Anders als im Blankeneser und im Berliner Erlass regelt der Erlass von heute daher auch die Verantwortlichkeiten der zivilen Strukturen. Wir müssen uns als EINE Bundeswehr begreifen – und als EINE Bundeswehr denken.

Alle Angehörigen der Bundeswehr tragen dafür Verantwortung – Sie, meine Damen und Herren, wir alle als Führung in besonderem Maße.

Verantwortung in Führung umzusetzen, das gelingt nur mit geeigneten Führungsstrukturen. Diesen zentralen Baustein der Neuausrichtung setzen wir heute. Verantwortung und Führung in den neuen Strukturen unserer Bundeswehr zu vereinen – mit diesem Ziel erlasse ich heute hier in Dresden die „Grundsätze für die Spitzengliederung, Unterstellungsverhältnisse und Führungsorganisation im Bundesministerium der Verteidigung und der Bundeswehr“.

Der heutige Erlass setzt die Vorstellungen, mit denen wir unsere Ziele aus den Eckpunkten zur Neuausrichtung erreichen wollen, in klare Vorgaben um:

1. Wir machen das gemeinsame und übergreifende Denken möglich, indem wir es auch strukturell verankern.

2. Wir führen fachliche und organisatorische Kompetenz in den neuen Strukturen konsequent zusammen.

3. Wir schaffen klare Zuständigkeiten und bauen Schnittstellen ab.

4. Das Ministerium konzentriert sich künftig auf ministerielle Aufgaben.

5. Führung und Verantwortung werden belohnt.

All das muss seinen Niederschlag auch in den neuen Führungsstrukturen finden.

Lassen Sie mich heute Abend mündlich näher nur auf drei Bereiche eingehen:

1.
die Stellung des Generalinspekteurs,

2.
die Rolle der Inspekteure,

3.
die stärkere zivil-militärische Durchmischung aller Positionen, verbunden mit neuen Unterstellungsverhältnissen.
Zum ersten Punkt:
Die neue Struktur stattet den Generalinspekteur mit Mitteln und Befugnissen aus, mit denen er als ranghöchster Soldat tatsächlich und erfolgreich führen kann, um die ihm bisher schon gestellten Aufgaben zu erfüllen.

Dazu wird der Generalinspekteur künftig als ranghöchster Soldat der Bundeswehr auch truppendienstlicher Vorgesetzter aller Soldaten in den Streitkräften sein.

Primat der Politik bedeutet, dass Vorgaben und Ziele der politischen Leitung vollumfänglich und in der fachlich geeigneten Weise in den militärischen Bereich übersetzt werden.

Dafür hat die politische Leitung künftig einen militärischen Ansprechpartner, der als Vorgesetzter für alle Bereiche der Streitkräfte verantwortlich ist.

Der Generalinspekteur ist Teil der Leitung des Bundesministeriums der Verteidigung. Er ist nicht der Vertreter des Bundesministers der Verteidigung. Das kann er nicht sein. Das muss ein Zivilist sein. Das folgt aus dem Primat der Politik.

Neben der allgemeinen Führung der Streitkräfte obliegt dem Generalinspekteur auch künftig die Steuerung der Einsätze. Zur Bewältigung dieser doppelten Führungsaufgabe werden ihm drei Abteilungen unmittelbar zugeordnet: „Planung“, „Führung Streitkräfte“ sowie „Strategie und Einsatz“.

Die operative und taktische Einsatzführung verlagern wir weitgehend in das Einsatzführungskommando. Der bisherige Dualismus zwischen einem Einsatzführungsstab im Ministerium und einem Einsatzführungskommando außerhalb des Ministeriums wird abgeschafft.

Der Generalinspekteur wird mit alledem Befugnisse haben, wie kein Generalinspekteur vor ihm. Auch international ist unser „CHOD“ stark im Vergleich zu vielen NATO-Partnern. Ich halte das für richtig und auftragsangemessen.

Zum zweiten Punkt:

Die Führungsfähigkeit der Inspekteure wird dadurch gestärkt, dass sie künftig klar an der Spitze ihrer eigenen militärischen Organisationsbereiche stehen. Sie sind die „Force Provider“.

Die Doppelfunktion als militärische Führer und als ministerielle Abteilungsleiter war früher vielleicht richtig. Heute wirkt es eher wie eine wechselseitige Behinderung. Die Inspekteure sollen mehr Soldaten als Abteilungsleiter sein.

Die Auslagerung aus dem Ministerium stärkt die militärischen Kommandos in ihrer Eigenständigkeit und erhöht die Identität stiftende Kraft der Teilstreitkräfte und Organisationseinheiten, ohne dass sie das streitkräftegemeinsame Denken aufgeben. Führung und Verantwortung liegen bei den Inspekteuren künftig in einer Hand.

Zum dritten Punkt:

Viele Angehörige der Bundeswehr definieren sich über ihren Status als Zivilist oder als Soldat – oft in Abgrenzung gegenüber der vorherrschenden sozialen Umgebung.

Zweifellos gibt es Unterschiede zwischen dem Dienst von Zivilisten und dem Dienst der Soldaten. Doch wir alle sind die EINE Bundeswehr. Ich möchte erreichen, dass dies die gemeinsame Grundlage unseres Dienstes ist und daraus eine gemeinsame Identität wächst.

Nehmen wir uns daher die Worte zu Herzen, die uns mein Amtsvorgänger Franz Josef Strauß bereits vor über fünfzig Jahren, im Mai 1961, zum Verhältnis zwischen zivilen und militärischen Stellen ins Stammbuch schrieb: „Hier geht es aber nicht um die Frage der rechtlichen Zuständigkeiten, hier geht es auch nicht um die Frage von Rivalitäten, hier geht es auch nicht um die Frage der Priorität des einen oder des anderen, sondern um die Erfüllung der gemeinsamen Aufgabe.“

Ich teile diese Haltung. Wir alle sollten sie teilen. Nun gilt es, sie zu leben. Dazu werden die Abteilungen im Ministerium sowie die weiteren Behörden und Dienststellen im Ressort künftig verstärkt „gemischt“ mit militärischem und zivilem Personal besetzt.

Damit nutzen wir ein Potential, das es in so großem Umfang nur in der Bundeswehr gibt: Während die Qualifikation unseres militärischen Personals durch häufige Verwendungs- und Standortwechsel geprägt ist, weisen unsere zivilen Mitarbeiter in ihren Verwendungen einen hohen Grad an Erfahrung und Spezialisierung auf.
Wir brauchen Beides und zwar zusammen! Nur so kommen wir im Rahmen der Neuausrichtung zu effizienten Verfahren und effektiven Strukturen.
Dazu gehört auch die Neuregelung der für mich bisher merkwürdig anmutenden Stellung von Soldaten außerhalb der Streitkräfte, insbesondere in Behörden und in Dienststellen der Bundeswehrverwaltung. Auch hier gehen wir neue Wege. Soldaten in den Dienststellen der Bundeswehrverwaltung werden künftig organischer Teil der Dienststelle. Sie stehen damit in allgemeinen dienstlichen Unterstellungsverhältnissen entsprechend dem jeweiligen organisatorischen Behördenaufbau. Diese Soldaten werden durch den Leiter der jeweiligen Behörde oder Dienststelle geführt oder führen selbst auf dieser Grundlage, wenn sie eine Leitungsfunktion innehaben. Ihre soldatischen Rechte und Pflichten bleiben davon natürlich ebenso wie die Zuständigkeit für deren Personalführung unberührt. Damit wird das bundeswehrgemeinsame Denken auch hier zum Führungsgrundsatz.

Ähnliches gilt auch für die Bereiche Personal, Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung sowie für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen.

Der Abteilungsleiter Personal verantwortet künftig den Personalprozess im Sinne eines bundeswehrgemeinsamen Ansatzes, also gemeinsam für Soldaten und Zivilisten.

Der Abteilungsleiter Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung trägt die Gesamtverantwortung für den neuen Ausrüstungs- und Nutzungsprozess sowie für die IT-Strategie der Bundeswehr.

Der Abteilungsleiter Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen trägt die Gesamtverantwortung für das Liegenschaftswesen der Bundeswehr im In- und Ausland sowie im Einsatz einschließlich aller damit verbundenen Dienstleistungen.
Meine Damen und Herren,

Organigramme und Erlasse sind wichtig. Aber die Neuausrichtung ist mehr und sie verlangt mehr: Einen tiefgreifenden Mentalitätswandel.

Wir brauchen wieder eine Organisationskultur, die diejenigen belohnt, die Mut beweisen und Verantwortung übernehmen.

Wir brauchen wieder eine Kultur der Verantwortung, die sich durch selbstständiges Arbeiten und gute Führung auszeichnet.

Wir verlangen den Angehörigen unserer Bundeswehr viel ab. Ich will Ihnen das anhand eines Beispiels aus der Geschichte unserer Bundeswehr aufzeigen:

Die 1978 eingesetzte „Kommission zur Stärkung der Führungsfähigkeit und Entscheidungsverantwortung in der Bundeswehr“ stellte im Rahmen ihrer Untersuchungen eine – ich zitiere – „Neigung zu kleinlichem Absicherungsverhalten“ 
 fest.

In ihrem Bericht vom Oktober 1979 schlug sie in der „Empfehlung Nr. 34“ entsprechend vor: „Die Neigung zur kleinlichen Absicherung muß, von oben beginnend, abgebaut werden.“ 

Das Ministerium reagierte im Juli 1981: „Im Rahmen der Untersuchungen zu den Ursachen der Neigung zur kleinlichen Absicherung sind zwei wissenschaftliche Gutachten erstellt worden, deren Inhalt im Bundesministerium der Verteidigung berücksichtigt wird. Die Empfehlung Nr. 34 wird langfristig weiterverfolgt.“
 – Zitat Ende.

Die Zeiten haben sich hoffentlich geändert. Sie werden sich ändern müssen. Dafür zähle ich auf Sie als Führungskräfte und auf Ihre Kraft zu guter Führung.

Ich will Ihnen zum Schluss anhand von fünf Beispielen oder Maßstäben erläutern, was ich mit „guter Führung“ meine. 
Das, was ich hier vortrage, ist im Kern mit „Führen mit Auftrag“ immer gemeint und gemeint gewesen. Manches ist dabei durch „Absicherung von oben“ und „Absicherung von unten“ verdunstet. Trauen wir uns wechselseitig zu, uns so zu verhalten, wie es gelernt und gelehrt wird in der Bundeswehr.
1. Führen durch Vorbild

In der Bundeswehr gilt die Autorität des Amtes und des Dienstranges viel. Dies ist eine wichtige Voraussetzung für die Führungsfähigkeit und Einsatzfähigkeit der Bundeswehr. Das ist auch mehr als Tradition. Das ist notwendig. Schwarmintelligenz und kollektives Mitbestimmen sind ungeeignet, um die Bundeswehr zu führen. Führung muss in einer Armee Gefolgschaft verlangen können, natürlich das Recht auf Widerspruch in Ausnahmesituationen eingeschlossen.

Gute Führung verlangt aber, dass zur institutionellen Autorität die persönliche Autorität hinzutritt. Dafür ist entscheidend, dass unsere persönliche Diensthaltung und Leistung von den Mitarbeitern und Untergebenen jedenfalls im Großen und Ganzen als vorbildlich aufgefasst wird.

Führen durch Vorbild, das ist anstrengend. Das ist im Alltag auch zu viel verlangt. Vorgesetzte, unser Führungspersonal, müssen keine Heiligen sein. Auch der Umgang mit Fehlern kann ein Vorbild bewirken.

Entscheidend ist, dass sich die Vorgesetzten in entscheidenden Situationen als Vorbild begreifen, also an die Sache und nicht zuerst an sich selbst denken, andere mitziehen und sich nicht zuerst in Sicherheit bringen, wissen, was für die eigenen Leute wichtig ist. In diesem Sinne ist Führen durch Vorbild nicht unmöglich, sondern unentbehrlich.

2. Führen durch Führung

Das mag auf den ersten Blick merkwürdig klingen. Aber Führungspositionen bringen es oft mit sich, dass ihre Inhaber nach kurzer Zeit glauben alles besser zu wissen. Diesem Trugschluss ist schwer zu widerstehen. Dennoch sollten wir verhindern, dass Führung dazu verkommt, alles am Ende am besten selbst zu machen. Führen heißt, Andere machen zu lassen, Anderen Erfolg zu gönnen, Anderen aus der Patsche zu helfen. Führung soll steuern, nicht rudern.

Führen durch Führung hat zum Ziel, nicht nur auf das Ergebnis, sondern auch auf den Weg dorthin zu schauen.

Gute Führung verlangt Kommunikation, Konfliktfähigkeit und Konsensbereitschaft. Und sie verlangt eine regelmäßige und aufrichtige, auch selbstkritische Nachbetrachtung der Ergebnisse und der Prozesse.

3. Führen durch Handeln

Jeder militärische Führer unter Ihnen weiß, was ich damit meine. Und als Minister weiß ich von meinen Besuchen bei der Truppe: Die Soldaten wollen mehr Taten als Worte. Da sind die Soldaten wohl nicht alleine. Die allgemeine Geschwätzigkeit in unserer Gesellschaft geht vielen Menschen zunehmend auf den Geist.

Führung muss sich in Entscheidungen und Taten manifestieren, wenn sie dauerhaft respektiert werden will.

Einschätzungen, Beratungen, Bedenken, alles das ist wichtig, gerade auch in einem Ministerium, reicht aber nicht aus. Von Führungskräften werden Bewertungen und Handeln verlangt. Eine solide Bewertung umfasst immer auch ein Urteil und trifft damit eine Entscheidung.

4. Führen durch Vertrauen

Auch hierzu hat Helmut Schmidt 1966 etwas Bemerkenswertes gesagt: „Da wird in akribischer Weise angewiesen und befohlen, die oft den uns Deutschen nachgesagten Hang zum Perfektionismus in schönster Weise bestätigt. Dagegen lehrt man jedoch an Offizierschulen und auf der Führungsakademie die großen Vorzüge der Auftragstaktik“.

Klar ist: Militärische Befehlsketten können nicht alleine auf Vertrauen angewiesen sein. Es macht den militärischen Dienstalltag des Soldaten aus, klar formulierte Aufträge zu erfüllen.

Die Bedingungen für ministerielle Arbeit und Verwaltungshandeln sind anders: Da kann mehr Spielraum gegeben werden. Im Gegenzug ist aber auch in stärkerem Maße kreative Mitarbeit gefragt.

Auch das gelingt nur in einem Klima des Vertrauens. Dieses Klima müssen wir als Führung gestalten – von oben nach unten, von unten nach oben, im Ressort und in die Bundeswehr.

Dieses Klima können wir etwa dadurch befördern, einmal nicht die abschließende Antwort zu formulieren, sondern eine Frage zu stellen. Fragende Vorgesetzte signalisieren Zutrauen, schaffen Motivation, ermutigen zur Mitverantwortung. Eine Bundeswehr, die gleichzeitig Neuausrichtung und Einsätze bewältigt, braucht Führungskräfte, die Fragen stellen.

Vertrauensvolle Führung über Fragen muss auch fehlerhafte Antworten zulassen. Oder um es mit den Worten der Heeresdienstvorschrift 100/100 zu sagen: „Führen mit Auftrag setzt die Bereitschaft der bzw. des Vorgesetzten voraus, das Auftreten von Fehlern in der Durchführung hinzunehmen.“

Führung durch Vertrauen akzeptiert Fehler, weil sie um den Mehrwert an Erfahrung weiß. Aus Fehlern zu lernen heißt, an Erfahrung dazu zu gewinnen.

Ich rede hier nicht über blindes Vertrauen. Aufsicht, Kontrolle, Strenge – alles das muss sein. Es geht mir um die grundsätzliche Haltung zu den anvertrauten Menschen. Meine Überzeugung ist: Misstrauen schwächt Leistung und Charakter. Vertrauen stärkt Leistung und Charakter.

5. Führen durch Lob

Der richtige Umgang mit Lob zeichnet eine erfahrene Führungskraft aus. Viel zu oft – in Armeen auf der ganzen Welt – gilt jedoch: „Keine Kritik ist das größte Lob“. Sicher, der Dienst in der Bundeswehr ist keine Schönwetter-Veranstaltung. Aber gerade deshalb empfiehlt sich auch für die Bundeswehr das Prinzip Führen durch Lob.

Zu Recht fordern wir von der Gesellschaft Anerkennung für den Dienst, den die Mitarbeiter der Wehrverwaltung und die Soldaten hier in der Heimat und in den Einsätzen leisten. Diese Wertschätzung kann, sie muss dann aber auch bereits bei uns beginnen, - im Ministerium - und an jedem einzelnen Standort der Bundeswehr.

Lob soll nicht alltäglich sein. Lob soll nicht schmeicheln. Lob soll nicht unehrlich sein. Lob muss auch differenziert sein. Lob kann persönlich ausgesprochen werden, aber auch „vor der Front“.

Ich rede hier nicht von Lobhudelei, die von Kommunikationsberatern zur besseren Stimmung in einem Betrieb empfohlen wird. Ich meine mit Führen durch Lob vielmehr, die Leistung anderer klug und differenziert anzuerkennen – insbesondere die Leistung von Untergebenen. Eine gute Konzeption zur Personalentwicklung gehört natürlich auch dazu.
Meine Damen und Herren,

auch die Leistung, die Sie, die wir auf dem bisherigen Weg der Neuausrichtung gemeinsam erbracht haben, verdient ein Lob und Anerkennung.

Wir haben unsere Ziele gemeinsam definiert. Wir haben die notwendigen Entscheidungen gemeinsam getroffen. Jetzt ist es unsere Aufgabe, die Umsetzung gemeinsam voranzutreiben.

Am 1. April tritt der Erlass, den ich heute hier in Dresden unterzeichnet habe, in Kraft. Am 1. April beginnt das Bundesministerium der Verteidigung in neuer Struktur zu arbeiten.

Gleichzeitig werden im Rahmen der Realisierungsplanung zur Neuausrichtung an allen Ecken und Enden, für alle Behörden und Organisationen, vor allem aber für die Menschen in unser Bundeswehr verschiedenste Veränderungen durchgeführt.

Dabei gilt es, das richtige Maß zu finden zwischen Schnelligkeit und Sorgfalt. Ja, ich erkenne eine gewisse Unsicherheit. Nach dem enormen Tempo der Entscheidungsschritte im letzten Jahr erweckt die bisherige Umsetzung den Anschein, langsamer vonstatten zu gehen. Das stimmt aber nicht.

Die Planung für hunderttausende Menschen und eine Vielzahl von Behörden ist ein komplizierter Prozess, der nicht spektakulär ist, sondern mühselige Umsetzungsschritte verlangt.

Dafür brauchen wir Geduld bei den Betroffenen, verbunden mit harter Arbeit bei den „Planern“. Vor allem aber brauchen wir dafür Vorgesetzte und Führungspersonal, die diesen Weg erklären. Meine Erfahrungen der letzten Wochen ist: Überall da, wo die Entscheidungen zur Neuausrichtung gut erklärt werden, werden sie auch akzeptiert. Dort, wo das allerdings nicht der Fall ist, gibt es Kritik und Unverständnis.

Das zeigt: Führung ist nötig. In der jetzigen Situation mehr denn je. Führung ist möglich. Mit dem heutigen Erlass mehr als bisher. Im Letzten kommt es auf jeden Einzelnen von Ihnen, von uns an. Werden wir unserer Führungsverantwortung gerecht! So dienen wir Deutschland am besten.
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